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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

zur 30%igen Pauschalsteuer bei VIP-Logen gibt es 

Neuigkeiten: Wir stellen Ihnen dazu ein Verfahren vor, 

das als Musterprozess gelten dürfte. Vor dem Hinter-

grund, dass die Pauschbeträge für Verpflegung und 

Übernachtung aus dem Jahr 2021 unverändert fortgel-

ten, beleuchten wir darüber hinaus Einzelheiten der 

steuerlichen Behandlung von Auswärtstätigkeiten. 

Der Steuertipp befasst sich im Zusammenhang mit der 

15-Tage-Regelung mit Barzuschüssen für Fahrten zur 

ersten Tätigkeitsstätte. 

 
PAUSCHALSTEUER I  
Welcher Aufteilungsmaßstab gilt bei Aufwendun-
gen für eine VIP-Loge? 
 

Die Einkommensteuer auf Sachzuwendungen an Ar-

beitnehmer und Nichtarbeitnehmer (z.B. Kunden) kann 

pauschal mit 30 % erhoben werden. Diese Pauschal-

steuer gilt die steuerliche Erfassung des geldwerten 

Vorteils beim Zuwendungsempfänger ab. Bemessungs-

grundlage der pauschalen Einkommensteuer sind die 

Aufwendungen des Zuwendenden.  

Die Finanzverwaltung wendet hierbei die Vereinfa-

chungsregelungen, die zur Aufteilung der Gesamtkos-

ten für VIP-Logen in Sportstätten und in ähnlichen Sach-

verhalten gelten, unverändert an („VIP-Logen-

Erlass“). Der danach ermittelte, auf Geschenke entfal-

lende pauschale Anteil stellt die Aufwendungen dar, die 

in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen sind. 

Beispiel: Eine VIP-Loge wird von Geschäftsfreunden 

und von Arbeitnehmern des zuwendenden Unterneh-

mens besucht. Die Kosten betragen 100.000 € zuzüg-

lich 19.000 € Umsatzsteuer. Das zum Vorsteuerabzug 

berechtigte zuwendende Unternehmen macht von der 

Pauschalierungsmöglichkeit der Einkommensteuer Ge-

brauch. Laut Finanzverwaltung sind die Aufwendungen 

wie folgt aufzuteilen: 

 

Werbung (40 %) 40.000 € 

Bewirtung (30 %) 30.000 € 

Sitzplätze (30 %) 30.000 € 

Zur Bemessungsgrundlage für die Pauschalierung der 

Einkommensteuer gehören nur die Aufwendungen für 

die Sitzplätze (einschließlich Umsatzsteuer) = 35.700 €. 

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) hat bestä-

tigt, dass die Gesamtaufwendungen im Wege einer 

Schätzung aufzuteilen sind. Abweichend von der Fi-

nanzverwaltung hat das FG den Wert der Sitzplätze je-

doch nicht pauschal mit 30 % angesetzt, sondern viel-

mehr nach Maßgabe der Einzelkartenpreise. 

Hinweis: Der beim Bundesfinanzhof (BFH) anhängigen 

Revision kommt die Bedeutung eines Musterprozesses 

zu. Dabei könnte der BFH zu dem Ergebnis kommen, 

dass die Gesamtaufwendungen zur Bemessungsgrund-

lage für die Pauschalierung gehören, weil die Kosten bei 

VIP-Logen nicht aufteilbar sind. In diesem Fall wäre es 

vorteilhaft, wenn die Anbieter von VIP-Logen von pau-

schalen Paketpreisen absehen und stattdessen geson-

derte Beträge für Sitzplätze, Werbemaßnahmen und 

Bewirtung vereinbaren. 
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PAUSCHALSTEUER II  
Urlaubskostenübernahme kann verdeckte Gewinn-
ausschüttung sein 
 

Verdeckte Gewinnausschüttungen (vGA), die aus ge-

sellschaftsrechtlicher Veranlassung gewährt werden, 

können nicht mit 30 % pauschaliert werden. Nach 

dem insoweit eindeutigen Gesetzeswortlaut werden nur 

betrieblich veranlasste Geschenke und Zuwendungen 

von der Pauschalierungsvorschrift erfasst. 

In diesem Zusammenhang hat das Finanzgericht Nürn-

berg (FG) zur Übernahme der Kosten für den Familien-

urlaub eines Mehrheitsgesellschafters Folgendes ent-

schieden: Die Kostenübernahme stellt jedenfalls dann, 

wenn sie nicht auf einer im Voraus getroffenen Verein-

barung beruht, sondern für ein zurückliegendes Ge-

schäftsjahr erfolgt, eine vGA dar. Eine Versteuerung der 

Kosten mit dem Pauschsteuersatz von 30 % kommt so-

mit nicht in Betracht. Denn die Kostenübernahme ist 

keine betrieblich veranlasste Zuwendung, sondern 

eine durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasste Ver-

mögensminderung. 

Hinweis: Angesichts der überzeugenden Begründung 

des FG dürfte die eingelegte Nichtzulassungsbe-

schwerde nur geringe Erfolgsaussichten haben. 

 
AUSWÄRTSTÄTIGKEITEN  
Auslandsreisekostensätze 2021 gelten auch im Jahr 
2022 
 

Üblicherweise gibt die Finanzverwaltung für Verpfle-

gungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten 

auf Auslandsreisen alljährlich neue Pauschbeträge be-

kannt. Hiervon abweichend wurden diese Beträge zum 

01.01.2022 nicht neu festgesetzt. Pandemiebedingt gel-

ten vielmehr die zum 01.01.2021 für das Jahr 2021 ver-

öffentlichten Beträge (vgl. Ausgabe 02/21) für das Ka-

lenderjahr 2022 unverändert fort. 

Bei eintägigen Reisen ins Ausland ist der entspre-

chende Pauschbetrag des letzten Tätigkeitsortes im 

Ausland maßgebend. Bei mehrtägigen Reisen in ver-

schiedene Staaten gilt für die Ermittlung der Verpfle-

gungspauschalen am An- und Abreisetag sowie an den 

Zwischentagen (Tagen mit 24 Stunden Abwesenheit) 

Folgendes: 

 Bei der Anreise vom Inland ins Ausland oder vom 

Ausland ins Inland, jeweils ohne Tätigwerden, ist der 

entsprechende Pauschbetrag des Ortes maßge-

bend, der vor 24 Uhr Ortszeit erreicht wird. 

 Bei der Abreise vom Ausland ins Inland oder vom 

Inland ins Ausland ist der entsprechende Pauschbe-

trag des letzten Tätigkeitsortes maßgebend. 

 Für die Zwischentage ist der entsprechende 

Pauschbetrag des Ortes maßgebend, den der Ar-

beitnehmer vor 24 Uhr Ortszeit erreicht. 

 

Wenn sich an den Tag der Rückreise von einer mehrtä-

gigen Auswärtstätigkeit zur Wohnung oder ersten Tätig-

keitsstätte eine weitere ein- oder mehrtägige Auswärts-

tätigkeit anschließt, ist für diesen Tag nur die höhere 

Verpflegungspauschale zu berücksichtigen. 

Bei der Gestellung von Mahlzeiten durch den Arbeit-

geber oder auf dessen Veranlassung durch einen Drit-

ten ist die Kürzung der Verpflegungspauschale tages-

bezogen vorzunehmen, das heißt von der für den jewei-

ligen Reisetag maßgebenden Verpflegungspauschale 

für eine 24-stündige Abwesenheit. Das gilt unabhängig 

davon, in welchem Land die jeweilige Mahlzeit zur Ver-

fügung gestellt wurde. 

Beispiel: Der Arbeitnehmer kehrt am Dienstag von ei-

ner mehrtägigen Auswärtstätigkeit in Straßburg zu sei-

ner Wohnung zurück. Nachdem er Unterlagen und neue 

Kleidung eingepackt hat, reist er zu einer ebenfalls 

mehrtägigen Auswärtstätigkeit nach Kopenhagen wei-

ter, wo er um 23 Uhr ankommt. Die Übernachtungen - 

jeweils mit Frühstück - wurden vom Arbeitgeber im Vo-

raus gebucht und bezahlt. 

Für Dienstag ist nur die höhere Verpflegungspauschale 

von 39 € (Rückreisetag von Straßburg: 34 €, Anreisetag 

nach Kopenhagen: 39 €) anzusetzen. Aufgrund der Ge-

stellung des Frühstücks im Rahmen der Übernachtung 

in Straßburg ist die Verpflegungspauschale jedoch um 

11,60 € (20 % der Verpflegungspauschale Kopenhagen 

für einen vollen Kalendertag: 58 €) auf 27,40 € zu kür-

zen. 

Bei Ländern, die die Bekanntmachung nicht erfasst, ent-

spricht der Pauschbetrag demjenigen für Luxemburg; 

für nichterfasste Übersee- und Außengebiete eines Lan-

des ist der für das Mutterland geltende Betrag maßge-

bend. 

Die Pauschbeträge für Übernachtungskosten sind aus-

schließlich in Fällen der Arbeitgebererstattung an-

wendbar. Für den Werbungskostenabzug müssen die 

tatsächlichen Übernachtungskosten nachgewiesen 

werden. 

Hinweis: Diese Regelungen gelten entsprechend für 

Geschäftsreisen Selbständiger in ausländische Staaten 

sowie für doppelte Haushaltsführungen im Ausland. 

 
FÜNFTELREGELUNG  
Aufgrund einer Sprinterklausel erhöhte Abfindung 
ist tarifbegünstigt 
 

Eine Entschädigung gehört zu den tarifbegünstigten au-

ßerordentlichen Einkünften, die nach der „Fünftelre-

gelung“ tarifermäßigt zu besteuern sind. Eine Entschä-

digung ist eine Leistung, die als Ersatz für entgangene 

oder entgehende Einnahmen gewährt wird; sie tritt also 

an die Stelle weggefallener oder wegfallender Einnah-

men.  
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Die einvernehmliche Auflösung eines Arbeitsverhältnis-

ses erfolgt regelmäßig auch im Interesse des Arbeitge-

bers. Eine im Gegenzug gezahlte Abfindung ist daher 

im Regelfall als Entschädigung tarifbegünstigt nach der 

Fünftelregelung zu besteuern. Die Tarifermäßigung gilt 

auch für eine zusätzliche Abfindung aufgrund einer 

„Sprinterklausel“, die dafür gezahlt wird, dass ein von 

der Arbeit freigestellter Arbeitnehmer sein Arbeitsver-

hältnis von sich aus „vorzeitig“ kündigt. So lässt sich ein 

rechtskräftiger Gerichtsbescheid des Finanzgerichts 

Hessen zusammenfassen. 

 
RUFBEREITSCHAFT  
Unfallchirurg kann Kosten eines häuslichen Ar-
beitszimmers nicht abziehen 
 

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sind 

als Werbungskosten abziehbar, wenn das häusliche 

Arbeitszimmer  

 den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und be-

ruflichen Betätigung bildet oder  

 für die berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz 

zur Verfügung steht.  

Steht kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, sind die 

abziehbaren Aufwendungen auf 1.250 € jährlich be-

grenzt. Die Abzugsbeschränkung der Höhe nach gilt 

nicht, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der ge-

samten betrieblichen und beruflichen Betätigung bildet. 

Hiervon ausgehend hat das Finanzgericht Niedersach-

sen den Werbungskostenabzug eines Unfallchirurgen 

abgelehnt. Dessen Arbeitgeber hatte das häusliche Ar-

beitszimmer des Chirurgen mit einer „Teleradiologie“ 

ausgestattet, die Letzterer im Rahmen von Rufbereit-

schaftsdiensten nutzen konnte. Die Argumentation des 

Gerichts: Allein der Umstand, dass der Arbeitgeber für 

den Bereitschaftsdienst keinen Arbeitsplatz zur Verfü-

gung stelle, eröffne den Werbungskostenabzug zuguns-

ten des Arbeitnehmers nicht. 

Hinweis: Das Urteil ist rechtskräftig. 

 
DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG  
Kann eine Wohnung im Ausland „unangemessen 
groß“ sein? 
 

Als Unterkunftskosten für eine doppelte Haushaltsfüh-

rung im Inland werden die Aufwendungen für die Nut-

zung einer Wohnung oder Unterkunft bis zu 1.000 € im 

Monat anerkannt. Dieser gesetzliche Höchstbetrag gilt 

für die tatsächlich entstandenen, nachgewiesenen Aus-

gaben des Arbeitnehmers. Ob die Aufwendungen not-

wendig und angemessen sind, wird nicht geprüft. Auch 

auf die Zahl der Wohnungsnutzer (z.B. Angehörige) 

kommt es nicht an.  

 

Bei einer doppelten Haushaltsführung im Ausland wer-

den demgegenüber die Notwendigkeit und die Ange-

messenheit der Unterkunftskosten geprüft. Dabei stellt 

die Finanzverwaltung auf die ortsübliche Miete für eine 

nach Lage und Ausstattung durchschnittliche Wohnung 

am Ort der ersten Tätigkeitsstätte mit einer Wohnfläche 

bis zu 60 qm ab. Notwendig seien die Aufwendungen in 

tatsächlicher Höhe nur insoweit, als sie die Durch-

schnittsmiete einer solchen Wohnung am Beschäfti-

gungsort nicht überschritten. 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) hat hiervon ab-

weichend Folgendes entschieden: Ein Botschafter kann 

die Kosten der Zweitwohnung im Ausland unabhängig 

von deren Größe steuerlich geltend machen.  

Im Streitfall unterhielt der Botschafter im Inland eine 

Wohnung und war vom Auswärtigen Amt angewiesen 

worden, eine Dienstwohnung in der ausländischen Bot-

schaft zu beziehen. Das Finanzamt vertrat die Auffas-

sung, die Aufwendungen seien nicht in voller Höhe „not-

wendig“ gewesen. Sie seien nur abziehbar, soweit sie 

auch für eine nach Lage und Ausstattung durchschnitt-

liche Wohnung von maximal 60 qm entstanden wären. 

Nach Ansicht des FG waren die geltend gemachten 

Kosten jedoch in voller Höhe „notwendige Mehraufwen-

dungen“ im Rahmen der doppelten Haushaltsführung. 

Sie seien nicht nur wegen der beruflich veranlassten 

doppelten Haushaltsführung entstanden. Sie seien 

auch unvermeidbar gewesen, da der Dienstherr die 

Anweisung erteilt habe, in der Botschaft Wohnung zu 

nehmen. Dies beinhalte nicht nur die Berechtigung, son-

dern auch die Verpflichtung, die Dienstwohnung zu be-

ziehen. Die daraus folgenden Kosten seien daher nicht 

von der subjektiven Entscheidung des Beschäftigten ab-

hängig, sondern nach objektiven Maßstäben angemes-

sen. 

Hinweis: Man darf gespannt sein, wie der Rechtsstreit 

ausgeht, denn das Finanzamt hat Revision beim Bun-

desfinanzhof eingelegt.  

Unabhängig davon ist bei der Übertragung der Urteils-

grundsätze auf andere Sachverhalte Vorsicht geboten, 

da die sich aus dem Beruf als Botschafter ergebenden 

Verpflichtungen einer Verallgemeinerung nicht ohne 

weiteres zugänglich sind. 
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SOZIALVERSICHERUNG  
Wie sind einmalige Zuwendungen beitragsrechtlich 
zu beurteilen? 
 

Von einem einmalig gezahlten Arbeitsentgelt ist sozial-

versicherungsrechtlich auszugehen, wenn die Zuwen-

dung nicht einem Entgeltabrechnungszeitraum zuge-

ordnet werden kann, in dem sie erarbeitet wurde. Wird 

das einmalige Arbeitsentgelt erst nach Beendigung des 

Beschäftigungsverhältnisses gezahlt, ist es dem letzten 

Entgeltabrechnungszeitraum im Kalenderjahr zuzu-

ordnen. Ist im laufenden Kalenderjahr kein Entgeltab-

rechnungszeitraum mit Arbeitsentgelt belegt, ist das ein-

malig gezahlte Arbeitsentgelt gegebenenfalls steuer-

pflichtig, aber beitragsfrei. 

Beispiel: Der Arbeitnehmer scheidet zum 31.07.2021 

aus dem Beschäftigungsverhältnis aus. Im September 

2021 erhält er ein Geschenk in Form einer einmaligen 

Zuwendung. 

Die einmalige Zuwendung ist dem Entgeltabrechnungs-

zeitraum Juli 2021 zuzuordnen und steuer- sowie bei-

tragspflichtig. 

Abwandlung: Der Arbeitnehmer scheidet zum 

30.11.2021 aus dem Beschäftigungsverhältnis aus. Im 

April 2022 erhält er ein Geschenk in Form einer einma-

ligen Zuwendung. 

Die einmalige Zuwendung ist im April 2022 steuerpflich-

tig, aber beitragsfrei. 

 
STEUERTIPP  
Barzuschüsse für Fahrten zur ersten Tätigkeits-
stätte im Fokus 
 

Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer für zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlte Zuschüsse 

zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten 

zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte pau-

schal mit 15 % erheben. Das gilt aber nur, soweit die 

Zuschüsse den Betrag nicht übersteigen, den der Ar-

beitnehmer als Werbungskosten geltend machen kann. 

Aus Vereinfachungsgründen darf der Arbeitgeber davon 

ausgehen, dass bei einer Fünftagewoche monatlich an 

15 Arbeitstagen Fahrten zwischen Wohnung und erster 

Tätigkeitsstätte erfolgen. 

Diese 15-Tage-Regelung gilt jedoch nur für den Lohn-

steuerabzug und nicht im Veranlagungsverfahren. 

Möglicherweise hat der Arbeitgeber einen höheren Be-

trag pauschal besteuert, als der Arbeitnehmer letztlich 

im Rahmen seiner Steuererklärung in Höhe der Entfer-

nungspauschale als Werbungskosten geltend machen 

kann. In diesem Fall wird der Mehrbetrag in der Einkom-

mensteuerveranlagung des Arbeitnehmers dem Brut-

toarbeitslohn hinzugerechnet. 

Beispiel: Der Arbeitnehmer führt im Kalenderjahr an 

100 Tagen Fahrten zwischen Wohnung und erster Tä-

tigkeitsstätte mit dem eigenen Pkw durch (20 Entfer-

nungskilometer). Die Entfernungspauschale beträgt so-

mit 600 € (100 Tage x 20 km x 0,30 €). Der Arbeitgeber 

zahlt dem Arbeitnehmer einen Barzuschuss in Höhe der 

Entfernungspauschale und wendet die monatliche 15-

Tage-Regelung an. Der Barzuschuss beträgt somit (180 

Tage x 20 km x 0,30 € =) 1.080 €. 

Der pauschal mit 15 % besteuerte Barzuschuss über-

steigt die als Werbungskosten abziehbare Entfernungs-

pauschale um 480 € (1.080 € ./. 600 €). Der Bruttoar-

beitslohn des Arbeitnehmers ist in der Einkommensteu-

erveranlagung somit um 480 € zu erhöhen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


